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I.

21210

Änderung der 
„Geschäftsordnung (GeschO) 

der Apothekerkammer Nordrhein“
Bekanntmachung 

der Apothekerkammer Nordrhein

Vom 18. November 2020

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 18. November 2020 auf-
grund des § 23 des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 2000 
(GV. NRW. S. 403), das zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 
2020 (GV. NRW. S.  650) geändert worden ist, folgende 
Änderung der Geschäftsordnung beschlossen, die durch 
Erlass des Ministeriums vom 01. Dezember 2020, Az.: IV 
B2 G.0924, genehmigt worden ist:

Artikel I

Die Geschäftsordnung (GeschO) der Apothekerkammer 
Nordrhein vom 12. Juni 1996 (MBl. NRW. S.  1388), zu-
letzt geändert am 20. November 2019 (MBl. NRW. 
2020 S.181), wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  Nach den Wörtern „oder der“ werden die Wörter 
„Aufsichtsführende Ausschuss“ durch das Wort „Auf-
sichtsrat“ ersetzt.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Mitglieder des“ werden die 
Wörter „Aufsichtsführenden Ausschusses des Ver-
sorgungswerkes“ durch das Wort „Aufsichtsrates“ 
und nach den Wörtern „und des“ die Wörter „Ge-
schäftsführenden Ausschusses“ durch das Wort 
„Vorstandes“ ersetzt.

 b)  Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:

   „(5) Ist ein Zusammentreten der Kammerversamm-
lung durch persönliche Anwesenheit aller Mitglieder 
vor Ort nicht möglich oder nicht vertretbar, kann der 
Kammervorstand mit der Mehrheit seiner gewählten 
Mitglieder beschließen, dass die Kammerversamm-
lung als virtuelle Kammerversammlung oder als 
Kombination aus virtueller Kammerversammlung 
und Präsenzsitzung abgehalten wird. Die parlamen-
tarischen Rechte der Kammerversammlungsmitglie-
der sind zu gewährleisten. Den Kammerangehörigen 
ist Zugang zur Bild- und Tonübertragung zu ermög-
lichen. Der Kammervorstand kann unter den Voraus-
setzungen von Satz  1 mit der Mehrheit seiner ge-
wählten Mitglieder entscheiden, dass Beschlüsse zu 
eilbedürftigen Angelegenheiten von der Kammerver-
sammlung im schriftlichen Verfahren gefasst werden. 
Eine geheime Abstimmung nach Maßgabe des §  17 
Abs. 2 und 3 kann bei virtueller Durchführung nur 
stattfi nden, wenn die Geheimhaltung des Abstim-
mungsverhaltens der nicht persönlich anwesenden 
Kammerversammlungsmitglieder gewährleistet ist.“

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Fraktion, dem“ werden die 
Wörter „Aufsichtsführenden Ausschuss“ durch das 
Wort „Aufsichtsrat“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Kammervorstand, dem“ wer-
den die Wörter „Aufsichtsführenden Ausschuss“ 
durch das Wort „Aufsichtsrat“ ersetzt.

4.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Kammerversammlung, dem“ 
werden die Wörter „Aufsichtsführenden Ausschuss“ 
durch das Wort „Aufsichtsrat“ und nach den Wör-
tern „oder dem“ die Wörter „Geschäftsführenden 
Ausschuss“ durch das Wort „Vorstand“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Kammervorstandes, des“ wer-
den die Wörter „Aufsichtsführenden Ausschusses“ 
durch das Wort „Aufsichtsrates“ und nach den Wör-
tern „und des“ die Wörter „Geschäftsführenden 
Ausschusses“ durch das Wort „Vorstandes“ ersetzt.

5.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Vorsitzenden des“ werden die 
Wörter „Geschäftsführenden Ausschusses“ durch 
das Wort „Vorstandes“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Vorsitzenden des“ werden die 
Wörter „Geschäftsführenden Ausschusses“ durch 
das Wort „Vorstandes“ ersetzt.

6.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Kammervorstandes, des“ wer-
den die Wörter „Aufsichtsführenden Ausschusses“ 
durch das Wort „Aufsichtsrates“ und nach den Wör-
tern „und des“ die Wörter „Geschäftsführenden 
Ausschusses“ durch das Wort „Vorstandes“ ersetzt.

 b)  Absatz 5 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

   Nach den Wörtern „Mitglieder des“ werden die 
Wörter „Aufsichtsführenden Ausschusses“ durch 
das Wort „Aufsichtsrates“ und nach den Wörtern 
„und des“ die Wörter „Geschäftsführenden Aus-
schusses“ durch das Wort „Vorstandes“ ersetzt.

7.  § 22 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  Nach den Wörtern „Kammervorstandes, des“ werden 
die Wörter „Aufsichtsführenden Ausschusses des Ver-
sorgungswerkes, des Geschäftsführenden Ausschus-
ses“ durch die Wörter „Aufsichtsrates sowie des Vor-
standes“ ersetzt.

Artikel II

Diese Änderung der Geschäftsordnung tritt am Tag nach 
der Veröffentlichung im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Kraft.

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 18. November 2020

Dr. Armin  H o f f m a n n

Präsident

Genehmigt.

Düsseldorf, den 1. Dezember 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: IV B2 G.0924

Im Auftrag

H a m m

– MBl. NRW. 2020 S. 888

21210

Änderung der 
„Verwaltungsgebührenordnung der 

Apothekerkammer Nordrhein“
Bekanntmachung 

der Apothekerkammer Nordrhein

Vom 18. November 2020

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 18. November 2020 auf-
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grund des § 23 des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 2000 
(GV. NRW. S. 403), das zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 
2020 (GV. NRW. S.  650) geändert worden ist, folgende 
Änderung der Verwaltungsgebührenordnung beschlos-
sen, die durch Erlass des Ministeriums vom 1. Dezember 
2020, Az.: IV B2 G.0924, genehmigt worden ist:

Artikel I

Die Verwaltungsgebührenordnung der Apothekerkam-
mer Nordrhein vom 11. Dezember 1996 (MBl. NRW. 
1997  S.  355), zuletzt geändert durch Beschluss vom 17. 
Juni 2020 (MBl. NRW. 2020 S. 456), wird wie folgt geän-
dert: 

1.  In §  1 Absatz  1 Nummer  15a. wird der Punkt am 
Satzende durch ein Komma ersetzt.  

2.  In § 1 Absatz 1 wird folgende Nummer 16 angefügt:

 „16.  Entscheidung über die Erteilung eines Testats 
über die Plausibilität der Dokumentation des 
Warenfl usses bei der Herstellung von Parentera-
lia in Apotheken im Rahmen der onkologischen 
Versorgung

 470,00 Euro.“

3.  In §  1 Absatz  2 werden das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach der Angabe „7.“ die Angabe 
„und 16.“ eingefügt. 

Artikel II

Diese Änderung der Verwaltungsgebührenordnung der 
Apothekerkammer Nordrhein tritt am Tage nach der Ver-
öffentlichung im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen in Kraft. 

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 18. November 2020

Dr. Armin  H o f f m a n n

Präsident

Genehmigt.

Düsseldorf, den 1. Dezember 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: IV B2 G.0924

Im Auftrag

H a m m

– MBl. NRW. 2020 S. 888

21210

Änderung der 
„Hauptsatzung der Apothekerkammer Nordrhein“

Bekanntmachung 
der Apothekerkammer Nordrhein

Vom 18. November 2020

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 18. November 2020 auf-
grund des § 23 des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 2000 
(GV. NRW. S. 403), das zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 
2020 (GV. NRW. S.  650) geändert worden ist, folgende 
Änderung der Hauptsatzung beschlossen, die durch Er-
lass des Ministeriums vom 30.11.2020, Az.: IV B2 G.0924, 
genehmigt worden ist:

Artikel I

Die Hauptsatzung der Apothekerkammer Nordrhein 
vom 12. Juni 1996 (MBl. NRW. S. 1386), zuletzt geändert 
am 27. Mai 2009 (MBl. NRW. S. 405) wird wie folgt geän-
dert:

1.  § 8 wird wie folgt geändert: 

 a)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

   „(2) Beschlüsse der Kammerversammlung können 
schriftlich oder in elektronischer Form gefasst 
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.“

 b)  Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden Absätze 3 bis 7.

 c)  In Absatz 7 Satz 2 werden nach den Wörtern „Vor-
stand, vom“ die Wörter „Aufsichtsführenden Aus-
schuss“ durch das Wort „Aufsichtsrat“ und nach den 
Wörtern „oder vom“ die Wörter „Geschäftsführenden 
Ausschuss“ durch das Wort „Vorstand“ ersetzt.

2.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Beschlüsse des Kammervorstands können 
schriftlich oder in elektronischer Form gefasst 
werden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung.“

 b)  Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 4 
bis 6. 

Artikel II

Diese Änderung der Hauptsatzung tritt am Tag nach der 
Veröffentlichung im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen in Kraft.

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 18. November 2020

Dr. Armin Hoffmann

Präsident

Genehmigt.

Düsseldorf, den 30. November 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: IV B2 G.0924

Im Auftrag

H a m m

– MBl. NRW. 2020 S. 889

21210

Beitragsordnung der 
Apothekerkammer Nordrhein 

Bekanntmachung
der Apothekerkammer Nordrhein

Vom 18. November 2020

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 18. November 2020 auf-
grund des § 23 des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 2000 
(GV. NRW. S. 403), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 650) geändert worden 
ist, folgende Beitragsordnung beschlossen, die durch Er-
lass des Ministeriums vom 03. Dezember 2020, Az.: IV B2 
G.0924, genehmigt worden ist:

§ 1
Beitragspfl icht

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und Unterhaltung der er-
forderlichen Einrichtungen erhebt die Apothekerkam-
mer Nordrhein Kammerbeiträge.

§ 2
Kammerbeitrag für Apothekeninhaberinnen 

und Apothekeninhaber

(1) Von den Inhaberinnen und Inhabern der im Bereich 
der Apothekerkammer Nordrhein betriebenen Apothe-
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ken wird jährlich ein Beitrag erhoben, der sich als be-
stimmter Vomhundertsatz vom Apothekenumsatz (ohne 
Mehrwertsteuer) errechnet. Zur Ermittlung des Beitrages 
sind die jeweiligen Umsätze des Vorvorjahres der im Be-
reich der Apothekerkammer Nordrhein betriebenen 
Haupt-, Filial- und Zweigapotheken zugrunde zu legen. 
Jährliche Apothekenumsätze jeweils bis einschließlich 
200 000 Euro pro Betriebsstätte (Haupt-, Filial- und 
Zweigapotheke) werden für die Umsatzberechnung nicht 
herangezogen (Umsatzfreibetrag). Für Umsätze, die den 
Umsatzfreibetrag übersteigen, beträgt der Vomhundert-
satz 0,107. Die Beitragserhebung erfolgt quartalsweise 
durch Rechnungen. Der Vomhundertsatz ist spätestens 
nach Ablauf von vier Jahren zu überprüfen. 

(2) Die Beitragspfl ichtigen haben durch eine Erklärung 
die Höhe des im Vorvorjahr erzielten Apothekenumsatzes 
ohne Mehrwertsteuer nachzuweisen. Dabei können be-
triebsfremde Umsatzanteile abgesetzt werden. Der Er-
klärung ist entweder die schriftliche Bestätigung eines 
Angehörigen der steuerberatenden Berufe oder eine 
Durchschrift der Jahres-Umsatzsteuererklärung beizu-
fügen. Die Erklärung ist bis zum 15. Januar des Haus-
haltsjahres vorzulegen.

(3) Wird die Erklärung nach Absatz  2 nicht vorgelegt, 
erfolgt eine vorläufi ge Berechnung des Beitrags auf der 
Grundlage der im Vorjahr für die Beitragsermittlung zu-
grunde gelegten Umsätze. Zur endgültigen Beitragsbe-
rechnung werden die für den Beitragsbescheid der Apo-
thekerkammer Nordrhein maßgeblichen Einkünfte durch 
Anfrage bei der zuständigen Finanzbehörde gemäß § 31 
Abgabenordnung erhoben. 

(4) Bei Neugründung einer Apotheke entrichtet die Apo-
thekeninhaberin oder der Apothekeninhaber im ersten 
Quartal der Eröffnung einen Beitrag in Höhe von Euro 
14,00 pro Monat. Im folgenden Quartal entrichtet die 
Apothekeninhaberin oder der Apothekeninhaber einma-
lig einen Beitrag von Euro 50,00. Im darauffolgenden 
Quartal erfolgt die Beitragsleistung entsprechend dem 
tatsächlich erzielten Umsatz des Vorquartals, der durch 
Vervierfachen in einen Jahresumsatz umzurechnen ist. 
Der Apothekerkammer Nordrhein ist der so ermittelte 
Umsatz bekannt zu geben. Die so errechnete Beitrags-
pfl icht wird solange zugrunde gelegt, bis die Apotheken-
inhaberin oder der Apothekeninhaber den Nachweis ge-
mäß § 2 Abs. 2 erbringen kann.

§ 3
Kammerbeitrag für angestellte und nicht berufstätige 

Kammerangehörige

(1) Von den Kammerangehörigen, die als Mitarbeiterin-
nen oder Mitarbeiter in einer öffentlichen Apotheke be-
schäftigt sind, wird monatlich ein Beitrag in Höhe von 
14 Euro erhoben.

(2) Von den Kammerangehörigen, die als Apothekerin-
nen oder Apotheker außerhalb der öffentlichen Apotheke 
beschäftigt sind, wird monatlich ein Beitrag in Höhe von 
14 Euro erhoben.

(3) Von den Kammerangehörigen, die den Beruf der Apo-
thekerin oder des Apothekers nicht oder nicht mehr aus-
üben, wird monatlich ein Beitrag in Höhe von 6 Euro er-
hoben, es sei denn, sie sind gemäß Absatz 5 beitragsfrei 
gestellt.

(4) Die Beiträge nach den Absätzen 1 bis 3 werden jähr-
lich erhoben. Die Höhe dieser Beiträge soll spätestens 
nach Ablauf von vier Jahren überprüft werden.

(5) Von den Kammerangehörigen, die sich in der prakti-
schen pharmazeutischen Ausbildung nach der Approba-
tionsordnung für Apotheker befi nden, und von den Kam-
merangehörigen, die sich in Elternzeit gemäß den jewei-
ligen gesetzlichen Regelungen zum Elterngeld und zur 
Elternzeit befi nden und die in dieser Zeit keiner Tätig-
keit nachgehen, wird kein Beitrag erhoben.

§ 4
Härtefallregelung

(1) Kammerangehörige können beantragen, dass der 
Beitrag bei Vorliegen eines wirtschaftlichen und /oder 
besonderen persönlichen Härtefalls gestundet, reduziert 

oder erlassen wird. Der Antrag kann jährlich und unter 
entsprechender Darlegung der Voraussetzungen eines 
Härtefalls im Sinne von Satz 1 gestellt werden.

(2) Nur bei Vorliegen eines besonderen persönlichen 
Härtefalls kann eine Entscheidung für die Dauer der ge-
samten weiteren Kammermitgliedschaft ergehen.

(3) Über den Antrag entscheidet der Vorstand.

§ 5
Zahlung des Beitrages

(1) Der Beitrag ist innerhalb eines Monats nach Zugang 
des Beitragsbescheides zu zahlen.

(2) Änderungen von Beitragsbemessungsgrundlagen, die 
nach Erstellung der Beitragsrechnungen bei der Apothe-
kerkammer Nordrhein eingehen und eine Änderung der 
in Rechnung gestellten Beiträge bedingen, werden in der 
folgenden Beitragsrechnung berücksichtigt, und zwar je 
nach den Umständen entweder durch Verrechnung zuviel 
erhobener Beiträge oder durch Nachbelastung von zu-
sätzlich fällig gewordenen Beiträgen.

(3) Leistet die oder der Beitragspfl ichtige nicht, erfolgt 
eine Mahnung mit der Aufforderung, innerhalb von 14 
Tagen nach Zugang der Mahnung zu zahlen. Mit dieser 
Mahnung wird eine Mahngebühr von 5 Euro und ein 
Säumniszuschlag in Höhe von fünf Prozent des geschul-
deten Betrages erhoben.

(4) Leistet die oder der Beitragspfl ichtige nicht, wird die 
Beitragsforderung nach den Vorschriften des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVG NRW) vollstreckt. Die durch die Kos-
ten Vollstreckung entstandenen Kosten sind vom Bei-
tragsschuldner zu zahlen. 

§ 6
Aussetzung der Vollziehung

(1) Durch Erhebung der Anfechtungsklage wird die Voll-
ziehung des angefochtenen Beitragsbescheides nicht ge-
hemmt, insbesondere die Erhebung des Beitrages nicht 
aufgehalten.

(2) Die Apothekerkammer Nordrhein kann die Vollzie-
hung des angefochtenen Beitragsbescheides ganz oder 
teilweise aussetzen. Auf Antrag soll die Aussetzung er-
folgen, wenn ernsthafte Zweifel an der Rechtmäßigkeit 
des angefochtenen Beitragsbescheides bestehen, oder 
wenn die Vollziehung für die Beitragspfl ichtige oder den 
Beitragspfl ichtigen eine unbillige Härte zur Folge hätte. 
Die Aussetzung kann von einer Sicherheitsleistung ab-
hängig gemacht werden.

§ 7
Schlussbestimmungen

Diese Beitragsordnung tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Beitragsordnung der Apotheker-
kammer Nordrhein vom 21. November 2001 (MBl. NRW. 
2002 S. 125) außer Kraft.

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 18. November 2020

Dr. Armin Hoffmann

Präsident

Genehmigt.

Düsseldorf, den 3. Dezember 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: IV B2 G.0924

Im Auftrag

H a m m

– MBl. NRW. 2020 S. 889
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2123

Änderung der
„Beitragsordnung der Zahnärztekammer 

Nordrhein“
Bekanntmachung 

der Zahnärztekammer Nordrhein

Vom 28. November 2020

Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 28. November 2020 auf-
grund des §  23 Absatz  1 des Heilberufsgesetzes vom 9. 
Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 650), 
die folgende Änderung der Beitragsordnung der Zahn-
ärztekammer Nordrhein vom 30. November 2002 (MBl. 
NRW. 2003 S. 298), zuletzt geändert durch Beschluss der 
Kammerversammlung vom 9. Juni 2018 (MBl. NRW. 
S.  564), beschlossen, die durch Erlass des Ministeriums 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 11. Dezember 2020 – Az.: G.0922 – 
genehmigt worden ist:

Artikel I

Die Beitragsordnung der Zahnärztekammer Nordrhein 
vom 30. November 2002 (MBl. NRW. 2003 S. 298), zuletzt 
geändert durch Beschluss der Kammerversammlung vom 
9. Juni 2018 (MBl. NRW. 2018 S. 564) wird wie folgt ge-
ändert:

Die Beitragstabelle (Anlage zur Beitragsordnung) wird 
wie folgt geändert:

1.  In der Überschrift wird der Klammervermerk „(gültig 
ab 01. Januar 2019)“ durch den Klammervermerk 
„(gültig ab 1. April 2021)“ ersetzt.

2.  Die Mitgliedsbeiträge werden wie folgt geändert:

 a)  In der Beitragsgruppe 1.1 werden der Betrag 
„1.428,00  €“ durch den Betrag „1.716,00  €“ und 
der Betrag „119,00 €“ durch den Betrag „143,00 €“ 
ersetzt.

 b)  In der Beitragsgruppe 1.2 werden der Betrag 
„348,00  €“ durch den Betrag „420,00  €“ und der 
Betrag „29,00  €“ durch den Betrag „35,00  €“ er-
setzt.

 c)  In der Beitragsgruppe 1.3 werden der Betrag 
„348,00  €“ durch den Betrag „420,00  €“ und der 
Betrag „29,00  €“ durch den Betrag „35,00  €“ er-
setzt.

 d)  In der Beitragsgruppe 1.4 werden der Betrag 
„660,00  €“ durch den Betrag „792,00  €“ und der 
Betrag „55,00  €“ durch den Betrag „66,00  €“ er-
setzt.

 e)  In der Beitragsgruppe 2.1 werden der Betrag 
„348,00  €“ durch den Betrag „420,00  €“ und der 
Betrag „29,00  €“ durch den Betrag „35,00  €“ er-
setzt.

 f)  In der Beitragsgruppe 2.2 werden der Betrag 
„660,00  €“ durch den Betrag „792,00  €“ und der 
Betrag „55,00  €“ durch den Betrag „66,00  €“ er-
setzt.

Artikel II

Die Änderung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in 
Kraft.

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 28. November 2020

Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

Genehmigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: G.0922

Im Auftrag

H a m m

Die vorstehende Änderung der Beitragsordnung der 
Zahnärztekammer Nordrhein wird hiermit zur Veröffent-
lichung im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen ausgefertigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2020 S. 891

2123

Änderung der 
Gebührenordnung der Zahnärztekammer 

Nordrhein für die Durchführung der Gleichwertig-
keitsprüfungen gem. § 2 Abs. 2 und Abs. 3 ZHG 
und für die Durchführung der Sprachprüfung 

gem. § 2 Abs. 1 Nr. 5 ZHG
Bekanntmachung

der Zahnärztekammer Nordrhein

Vom 28. November 2020

Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 28. November 2020 auf-
grund des § 23 Absatz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 5 
des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. 
S.  403), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 650), die folgende Ände-
rung der Gebührenordnung der Zahnärztekammer 
Nordrhein für die Durchführung der Gleichwertigkeits-
prüfungen gem. § 2 Abs. 2 und Abs. 3 ZHG und für die 
Durchführung der Sprachprüfung gem. § 2 Abs. 1 Nr. 5 
ZHG vom 27. November 2004 (MBl. NRW. 2005  S.  434), 
zuletzt geändert durch Beschluss der Kammerversamm-
lung vom 29. November 2014 (MBl. NRW. S.  826), be-
schlossen, die durch Erlass des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfa-
len vom 11. Dezember 2020 – Az.: G.0922 – genehmigt 
worden ist:

Artikel I

Die Gebührenordnung der Zahnärztekammer Nordrhein 
für die Durchführung der Gleichwertigkeitsprüfungen 
gem. § 2 Abs. 2 und Abs. 3 ZHG und für die Durchfüh-
rung der Sprachprüfung gem. § 2 Abs. 1 Nr. 5 ZHG vom 
27. November 2004 (MBl. NRW. 2005 S. 434), zuletzt ge-
ändert durch Beschluss der Kammerversammlung vom 
29. November 2014 (MBl. NRW. S.  826), wird wie folgt 
geändert:

§ 1 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Höhe der Gebühr beträgt

–  für die schriftliche Prüfung 330,–  EUR

–  für die mündliche Prüfung 960,–  EUR

–  für die praktische Prüfung 1 210,–  EUR“

Artikel II

Die Änderung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in 
Kraft.

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 28. November 2020
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Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

Genehmigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: G.0922

Im Auftrag

H a m m

Die vorstehende Änderung der Gebührenordnung der 
Zahnärztekammer Nordrhein für die Durchführung der 
Gleichwertigkeitsprüfungen gem. § 2 Abs. 2 und Abs. 3 
ZHG und für die Durchführung der Sprachprüfung gem. 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 ZHG der Zahnärztekammer Nordrhein 
wird hiermit zur Veröffentlichung im Ministerialblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen ausgefertigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2020 S. 891

2123

Änderung der 
„Geschäftsordnung der Zahnärztekammer 

 Nordrhein“
Bekanntmachung 

der Zahnärztekammer Nordrhein

Vom 28. November 2020

Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 28. November 2020 auf-
grund des §  23 Absatz  1 des Heilberufsgesetzes vom 
9.  Mai 2000 (GV. NRW. S.  403), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. 
S. 650), die folgende Änderung der Geschäftsordnung der 
Zahnärztekammer Nordrhein vom 19. April 1997 (MBl. 
NRW. S. 882) beschlossen, die durch Erlass des Ministeri-
ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 2020 – Az.: 
G.0922 – genehmigt worden ist:

Artikel I

Die Geschäftsordnung der Zahnärztekammer Nordrhein 
vom 19. April 1997 (MBl. NRW. S. 882) wird wie folgt ge-
ändert:

1.  Das Inhaltverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst:

   „§ 9 Fristen“.

 b)  Nach der Angabe zu § 9 werden folgende Anga-
ben eingefügt:

  „§ 10  Videokonferenz

  § 11  Beschlüsse im schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahren“.

 c)  Die bisherige Angabe zu § 10 wird zur Angabe zu 
§ 12 und wie folgt gefasst:

  „§ 12  Ankündigung und Einberufung“.

 d)  Die bisherigen Angaben zu § 11 bis § 13 werden 
zu den Angaben zu § 13 bis § 15.

 e)  Nach der neuen Angabe zu §  15 wird folgender 
Abschnitt neu eingefügt:

 „IV. Abschnitt
 Sitzungen der Bezirksstellenversammlungen

  § 16  Einberufung und Durchführung der Sit-
zungen“.

 f)  Die bisherige Angabe zum IV. Abschnitt wird zur 
Angabe zum V. Abschnitt

 g)  Die bisherigen Angaben zu § 14 bis § 16 werden 
zu den Angaben zu § 17 bis § 19.

 h)  Nach der neuen Angabe zu §  19 wird folgende 
Angabe eingefügt:

 „VI. Abschnitt
 Schlussbestimmungen“.
 i)  Die bisherigen Angaben zu § 17 und § 18 werden 

zu den Angaben zu § 20 und zu § 21.
2.  § 1 wird wie folgt geändert:
 a)  In Absatz  1 Satz  1 werden nach dem Wort 

„Brief“ die Wörter „oder in Textform in einem 
elektronischen Verfahren“ eingefügt.

 b)  In Absatz  2 Satz  1 werden nach dem Wort „Ta-
gesordnung“ ein Komma eingefügt, das Wort „so-
wie“ gestrichen, nach dem Wort „Zeit“ die Wör-
ter „sowie Übermittlung der Beratungsunterla-
gen“ eingefügt und nach dem Wort „Brief“ die 
Wörter „oder in Textform in einem elektroni-
schen Verfahren“ eingefügt.

 c)  In Absatz 3 wird die Angabe „§ 26 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 26 Abs. 4“ ersetzt.

 d)  In Absatz 4 werden nach dem Wort „Poststempels“ 
die Wörter „oder das Datum der Übermittlung in 
einem elektronischen Verfahren“ eingefügt.

 e)  In Absatz 5 wird die Angabe „§ 26 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 26 Abs. 5“ ersetzt.

3.  § 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
 a)  Nach dem Wort „einzureichen“ werden die Wör-

ter „und vom Antragsteller zu unterzeichnen“ 
eingefügt.

 b)  Der folgende Satz wird angefügt:
   „Bei mehreren Antragstellern genügt die Unter-

schrift eines Antragstellers.“
4.  In § 5 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „im allge-

meinen“ durch die Wörter „im Allgemeinen“ ersetzt.
5.  Die Überschrift des § 9 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 9
 Fristen“.
6.  Nach § 9 werden folgende neue §§ 10 und 11 eingefügt:

 „§ 10
 Videokonferenz
  (1) Findet eine Sitzung der Kammerversammlung 

im Wege der elektronischen Kommunikation als Vi-
deokonferenz statt, gelten die §§  1 bis 9 unter Be-
rücksichtigung der nachfolgenden Regelungen. 

 a)  Es gilt als anwesend, wer nach Authentifi zierung 
an der Sitzung als Videokonferenz teilnimmt.

 b)  In der Ankündigung und Einberufung der Kam-
merversammlung gemäß § 1 wird die Angabe des 
Ortes durch den Hinweis auf die Durchführung 
als Videokonferenz ersetzt. Die Einberufung 
muss zudem die Teilnahmemöglichkeit zur Sit-
zung als Videokonferenz benennen. Beides ist in 
die Niederschrift gemäß § 2 Abs. 13 anstelle der 
Angabe des Ortes aufzunehmen.

 c)  In Abweichung zu § 2 Abs. 5 S. 2 und S. 3 und § 5 
Abs. 13 erfolgt die Ermittlung des Ergebnisses ge-
heimer oder namentlich öffentlicher Abstimmun-
gen im Wege von elektronischen Verfahren.

 d)  In Abweichung zu §  2 Abs.  11  S.  3 beendet der 
Präsident die Videokonferenz, sofern er sich kein 
Gehör verschaffen kann; dadurch wird die Sit-
zung geschlossen. 
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 e)  Sofern Anträge nach Maßgabe des §  3 während 
der Sitzung als Videokonferenz eingereicht wer-
den, wird ein bestehendes Schriftformerfordernis 
durch ein Textformerfordernis im Wege der elekt-
ronischen Kommunikation der Videokonferenz 
ersetzt. Die Absendung des Antrags gilt als Un-
terzeichnung.

 f)  Abstimmungen und Wahlen erfolgen im Wege der 
elektronischen Kommunikation unmittelbar 
während der Videokonferenz. In Abweichung zu 
§ 5 Abs. 3 S. 1 und S. 2 sind abstimmungsberech-
tigt die an der Videokonferenz teilnehmenden 
Mitglieder der Kammerversammlung; eine 
Stimmabgabe ist nur im Rahmen der Videokon-
ferenz möglich. Soweit geheime Abstimmungen 
oder geheime Wahlen nicht möglich sind, werden 
diese im Nachgang zu der Sitzung im schriftli-
chen oder elektronischen Verfahren durchgeführt.

 g)  In Abweichung zu § 7 Abs. 2 kann der Präsident 
die Videokonferenz auf technischem Wege unter-
brechen. Jede Unterbrechung der Videokonferenz 
ist in der Bildübertragung währenddessen anzu-
zeigen.

 h)  In Abweichung zu § 7 Abs. 5 S. 1 und S. 2 kann 
der Präsident wegen gröblicher Verletzung der 
Ordnung Ruhestörer nach zweimaligem vergebli-
chen Hinweis von der Videokonferenz ausschlie-
ßen; der Ausschluss ist anzukündigen. Ist der 
Ausgeschlossene Mitglied der Kammerversamm-
lung, so kann er unmittelbar nach Ankündigung 
des bevorstehenden Ausschlusses mündlich oder 
in Textform im Wege der elektronischen Kommu-
nikation der Videokonferenz für sich begründe-
ten Einspruch beim Präsidenten erheben.

  (2) Die Teilnahme von Kammerangehörigen gemäß 
§ 6 Abs. 2 der Hauptsatzung an einer Sitzung als Vi-
deokonferenz wird durch den Zugang zur laufenden 
Bild- und Tonübertragung ermöglicht; sie bedarf der 
vorherigen Anmeldung spätestens drei Tage vor der 
Sitzung beim Präsidenten.

 § 11
  Beschlüsse im schriftlichen oder 

elektronischen Verfahren

  (1) Bei einer Beschlussfassung im schriftlichen oder 
elektronischen Verfahren gilt als anwesend, wer an 
dem Verfahren teilnimmt.

  (2) Die Mitglieder der Kammerversammlung werden 
durch Übersendung der Beratungs-/ Wahlunterlagen 
über die anstehende Abstimmung oder Wahl sowie 
das Beschlussverfahren informiert und zur Be-
schlussfassung mit einer Frist von mindestens vier 
Wochen aufgefordert. Für die Berechnung der Auf-
forderungsfrist ist der letzte Tag der Stimmabgabe 
maßgeblich. 

  (3) Die Übersendung der Beratungs-/Wahlunterla-
gen nach Abs. 2 und die Stimmabgabe der Mitglie-
der der Kammerversammlung erfolgen bei einem 
schriftlichen Beschlussverfahren in Schriftform. In 
einem elektronischen Beschlussverfahren erfolgt 
dies in Textform im Wege der elektronischen Kom-
munikation.

  (4) Über das Verfahren und das Ergebnis der Ab-
stimmungen oder Wahlen ist eine Niederschrift zu 
erstellen, die von dem Präsidenten zu unterzeichnen 
ist. § 8 gilt entsprechend.“

7.  Die bisherige § 10 wird zu § 12 und wie folgt gefasst:

 „§ 12
 Ankündigung und Einberufung

  (1) Der Vorstand tritt nach Bedarf, mindestens je-
doch vor jeder Kammerversammlung zusammen. 

  (2) Der Präsident oder bei dessen Verhinderung der 
Vizepräsident hat die Einberufung einer Vorstands-
sitzung unter Angabe von Ort und Zeit durch einfa-
chen Brief oder in Textform in einem elektronischen 
Verfahren den Mitgliedern des Vorstands anzukündi-

gen. Die Ankündigung hat spätestens 4 Wochen vor 
dem festgesetzten Sitzungstermin zu erfolgen.

  (3) Die Einberufung der Vorstandssitzung ist unter 
Angabe der Tagesordnung, des Ortes und der Zeit 
sowie Übermittlung der Beratungsunterlagen den 
Mitgliedern des Vorstandes spätestens eine Woche 
vor der Sitzung durch den Präsidenten schriftlich 
durch einfachen Brief oder in Textform in einem 
elektronischen Verfahren mitzuteilen. § 1 Abs. 4 gilt 
entsprechend.

  (4) Der Vorstand ist einzuberufen, wenn die Mehr-
heit seiner Mitglieder mit schriftlicher Begründung 
die Einberufung beim Präsidenten beantragt. Die 
beantragte Vorstandssitzung hat innerhalb von zehn 
Tagen nach Eingang des Antrages stattzufi nden. In 
diesen Fällen entfällt eine Ankündigung nach Abs. 2 
und die Einberufung erfolgt nach Abs. 3.“

8.  Der bisherige § 11 wird zu § 13 und wie folgt geän-
dert:

 a)  Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1.

 b)  Nach dem neuen Absatz 1 werden folgende Ab-
sätze 2 und 3 angefügt:

   „(2) Für eine Videokonferenz gilt §  10 entspre-
chend, sofern für den Vorstand nichts anderes ge-
regelt ist.

   (3) Für eine Beschlussfassung im schriftlichen 
oder elektronischen Verfahren gilt §  11 entspre-
chend, sofern für den Vorstand nichts anderes ge-
regelt ist.“

9.  Der bisherige § 12 wird zu § 14 und wie folgt geän-
dert:

 a)  In Absatz  3 Satz  1 werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder in Textform in ei-
nem elektronischen Verfahren“ eingefügt.

 b)  In Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Post-
stempels“ die Wörter „oder das Datum der Über-
mittlung in einem elektronischen Verfahren“ ein-
gefügt.

10.  Der bisherige §  13 wird zu §  15 und ihm werden 
nach Absatz 9 folgende Absätze 10 und 11 angefügt:

  „(10) Für eine Videokonferenz gilt §  10 Abs.  1 Buch-
stabe a, Buchstabe b, Buchstabe e und Abs. 2 sinnge-
mäß.

  (11) Für eine Beschlussfassung im schriftlichen oder 
elektronischen Verfahren gilt § 11 sinn-gemäß.“

11.  Nach dem neuen §  15 wird der folgende IV. Ab-
schnitt eingefügt:

 „IV. Abschnitt
 Sitzungen der Bezirksstellenversammlungen

 § 16
 Einberufung und Durchführung der Sitzungen

  Für die

 a)  Einberufung

 b)  Durchführung der Sitzungen

  gelten die Vorschriften des III. Abschnittes sinnge-
mäß, soweit nichts anderes geregelt ist.

  Die Verständigung gemäß §  15 Abs.  9 erfolgt inso-
weit an den Vorstand der Zahnärztekammer Nord-
rhein.“

12.  Der bisherige IV. Abschnitt wird zum V. Abschnitt.

13.  Der bisherige § 14 wird zu § 17.

14.  Der bisherige § 15 wird zu § 18 und in Absatz 4 wer-
den nach dem Wort „schriftlich“ ein Komma einge-
fügt, das Wort „oder“ gestrichen und nach dem Wort 
„mündlich“ die Wörter „oder in Textform in einem 
elektronischen Verfahren“ eingefügt.

15.  Der bisherige § 16 wird zu § 19 und wie folgt geän-
dert:

 a)  Absatz 2 wird gestrichen.
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 b)  Die bisherigen Absätze 3 bis 16 werden zu den 
Absätzen 2 bis 15.

 c)  Nach dem neuen Absatz 15 werden die folgenden 
Absätze 16 und 17 angefügt:

   „(16) Für eine Videokonferenz gilt §  10 Abs.  1 
Buchstabe a, Buchstabe b, Buchstabe  d sinnge-
mäß, sofern für die Ausschüsse nichts anderes 
bestimmt ist.

   (17) Für eine Beschlussfassung im schriftlichen 
oder elektronischen Verfahren gilt § 11 sinngemäß, 
sofern für die Ausschüsse nichts anderes bestimmt 
ist.“

16.  Nach dem neuen § 19 wird folgende Überschrift ein-
gefügt:

 „VI. Abschnitt
 Schlussbestimmungen“.

17.  Die bisherigen §§  17 und 18 werden zu den §§  20 
und 21. 

18.  Es werden ersetzt:

 a.  in der Präambel das Wort „Erlaß“ durch das Wort 
„Erlass“,

 b.  in § 2 Absatz 8 Satz 1 und Absatz 9, § 3 Absatz 6 
Satz 4, § 7 Absatz 2 Satz 1, § 8 Absatz 6 Satz 2, 
dem neuen § 14 Absatz 3 Satz 2 und dem neuen 
§  18 Absatz  2 Satz  2 jeweils das Wort „muß“ 
durch das Wort „muss“,

 c.  in § 3 Absatz 8 Buchstabe f, dem neuen § 17 Ab-
satz 2 und dem neuen § 19 Absatz 2 jeweils das 
Wort „Ausschuß“ durch das Wort „Ausschuss“,

 d.  in § 4 Absatz 2 Satz 2, dem neuen § 18 Absatz 2 
Satz  2 und Absatz  4 und dem neuen §  19 Ab-
satz  8 jeweils das Wort „Ausschußmitglieder“ 
durch das Wort „Ausschussmitglieder“,

 e.  in dem neuen § 19 

  aa.  in Absatz 1 Satz 1, Absatz 10 und Absatz 14 
jeweils das Wort „Ausschuß-Sitzungen“ 
durch das Wort „Ausschuss-Sitzungen“,

  bb.  in Absatz 12 das Wort „Mehrheitsbeschluß“ 
durch das Wort „Mehrheitsbeschluss“,

  cc.  in Absatz  15 das Wort „Ausschußmitglie-
dern“ durch das Wort „Ausschussmitglie-
dern“ und

  dd.  in Absatz  6 das Wort „Ausschußmitglied“ 
durch das Wort „Ausschussmitglied“.

Artikel II

Die Änderung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in 
Kraft.

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 28. November 2020

Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

Genehmigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: G.0922

Im Auftrag

H a m m

Die vorstehende Änderung der Hauptsatzung der Zahn-
ärztekammer Nordrhein wird hiermit zur Veröffentli-
chung im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-West-
falen ausgefertigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2020 S. 892

2123

Änderung der
„Hauptsatzung der Zahnärztekammer Nordrhein“

Bekanntmachung 
der Zahnärztekammer Nordrhein

Vom 28. November 2020

Die Kammerversammlung der Zahnärztekammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 28. November 2020 auf-
grund des §  23 Absatz  1 des Heilberufsgesetzes vom 9. 
Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 650), 
die folgende Änderung der Hauptsatzung der Zahnärzte-
kammer Nordrhein vom 20. Mai 1995 (MBl. NRW. 
1995  S.  1513), zuletzt geändert durch Beschluss der 
Kammerversammlung vom 30. April 2005 (MBl. NRW 
2005 S. 1343), beschlossen, die durch Erlass des Ministe-
riums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 2020   – Az.: 
G.0922 – genehmigt worden ist:

Artikel I

Die Hauptsatzung der Zahnärztekammer Nordrhein vom 
20. Mai 1995 (MBl. NRW. 1995 S. 1513), zuletzt geändert 
durch Beschluss der Kammerversammlung vom 30. April 
2005 (MBl. NRW 2005 S. 1343), wird wie folgt geändert:

1.  In § 6 werden nach Absatz 3 folgende Absätze 4 und 
5 neu eingefügt:

  „(4) Im Fall eines außergewöhnlichen Ereignisses, 
bei dem ein Zusammentreten der Kammerversamm-
lung  durch persönliche Anwesenheit der Mitglieder 
vor Ort nicht möglich oder nicht vertretbar ist, kann 
die Sitzung im Wege der elektronischen Kommuni-
kation als Videokonferenz durchgeführt werden, so-
fern die Möglichkeit eingeräumt wird, dass die Mit-
glieder der Kammerversammlung die ihnen nach der 
Hauptsatzung und Geschäftsordnung zustehenden 
Rechte ausüben können und sichergestellt ist, dass 
unbefugte Dritte vom Inhalt der Sitzung keine 
Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung ist nur 
zum Zwecke der Protokollerstellung zulässig. Ab-
stimmungen und Wahlen erfolgen im Wege der elekt-
ronischen Kommunikation unmittelbar während der 
Videokonferenz; soweit geheime Abstimmungen oder 
geheime Wahlen nicht möglich sind, werden diese im 
Nachgang zu der Sitzung im schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahren durchgeführt. Das Nähere re-
gelt die Geschäftsordnung.

  (5) In besonderen Fällen, in denen auch eine Sitzung 
der Kammerversammlung nach Absatz  4 als Video-
konferenz nicht möglich oder nicht vertretbar ist, 
kann die Kammerversammlung auch ohne Versamm-
lung der Mitglieder zu eilbedürftigen Angelegenhei-
ten Beschlüsse im schriftlichen oder elektronischen 
Verfahren fassen. Ein Beschluss nach Satz 1 kommt 
nur wirksam zustande, wenn Vierfünftel der Mitglie-
der der Kammerversammlung, die sich an der Be-
schlussfassung beteiligen, der Beschlussfassung im 
schriftlichen oder elektronischen Verfahren zu-
stimmt. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.“

2.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Bei Sitzungen im Wege der elektronischen Kom-
munikation als Videokonferenz gilt als anwesend, 
wer nach Authentifi zierung an der Sitzung teil-
nimmt. Bei einer Beschlussfassung im schriftli-
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chen oder elektronischen Verfahren gilt als anwe-
send, wer an dem Verfahren teilnimmt.“

 b)  Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 4.

3.  In § 8 Absatz 2 wird das Wort „Mehrheit“ durch das 
Wort „Zweidrittelmehrheit“ ersetzt.

4.  In § 10 Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „4“ durch das 
Wort „fünf“ ersetzt.

5.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

   „Sitzungen des Kammervorstands werden als 
Präsenzsitzung unter Anwesenheit der Mitglieder 
durchgeführt. Die Teilnahme einzelner Vorstands-
mitglieder über ein Videokonferenzsystem steht 
der persönlichen Teilnahme an einer Präsenzsit-
zung gleich.“

 b)  Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 und 6 
neu eingefügt:

   „(5) Vorstandssitzungen können im Wege der 
elektronischen Kommunikation als Videokonfe-
renz durchgeführt werden, wenn der Vorstand 
dies mit einer Zweidrittelmehrheit beschließt. 
Die Teilnehmer einer Videokonferenz haben si-
cherzustellen, dass unbefugte Dritte von Inhalten 
und dem Verlauf der Sitzung keine Kenntnis neh-
men können. Eine Aufzeichnung ist nur zum 
Zwecke der Protokollerstellung zulässig.

   (6) Beschlüsse des Vorstandes können auch außer-
halb von Sitzungen in einem schriftlichen oder 
elektronischen Verfahren gefasst werden, wenn 
dies erforderlich ist. Hierüber entscheidet der Prä-
sident nach pfl ichtgemäßem Ermessen. Ein Be-
schluss nach Satz 1 kommt nur wirksam zustande, 
wenn alle Vorstandsmitglieder der Beschlussfas-
sung im schriftlichen oder elektronischen Verfah-
ren zustimmen. Beschlüsse nach Satz 1 werden in 
die Niederschrift über die nächste Sitzung des 
Kammervorstands aufgenommen.“

 c)  Der bisherige Absatz 5 wird zu Absatz 7 und wie 
folgt gefasst:

   „Der Kammervorstand entscheidet mit Stimmen-
mehrheit, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist.“

 d)  Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 8 und wie 
folgt gefasst: 

   „Der Kammervorstand ist beschlussfähig, wenn 
er ordnungsgemäß einberufen ist und mindestens 
zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. Bei 
Sitzungen im Wege der elektronischen Kommuni-
kation als Videokonferenz gilt als anwesend, wer 
nach Authentifi zierung an der Sitzung teilnimmt. 
Bei einer Beschlussfassung im schriftlichen oder 
elektronischen Verfahren gilt als anwesend, wer 
an dem Verfahren teilnimmt.“

 e)  Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 neu ein-
gefügt:

   „§  6 Absatz  4 und Absatz  5 sowie §  7 Absatz  3 
gelten entsprechend.“

6.  In § 13 Absatz 2 Buchstabe h wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und danach folgender Buch-
stabe i neu eingefügt:

 „i)  die Feststellung eines außergewöhnlichen Ereig-
nisses nach §  6 Absatz  4 und eines besonderen 
Falles nach § 6 Absatz 5.“

7.  In §  14 Absatz  1 Satz  2 werden nach dem Wort 
„Kammer“ die Wörter „außerhalb der laufenden Ge-
schäfte“ eingefügt. 

8.  § 15 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach dem Buchstaben e wird folgender Buch-
stabe f neu eingefügt:

  „f)  Satzungsausschuss,“

 b)  Der bisherigen Buchstaben f – i werden zu den 
Buchstaben g – j.

9.  Nach § 16 Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 9 
neu eingefügt:

  „(3) Die Sitzungen der Ausschüsse werden als Prä-
senzsitzung unter Anwesenheit der Mitglieder durch-
geführt. Die Teilnahme einzelner Ausschussmitglieder 
über ein Videokonferenzsystem steht der persönlichen 
Teilnahme an einer Präsenzsitzung gleich.

  (4) Ausschuss-Sitzungen können im Wege der elekt-
ronischen Kommunikation als Videokonferenz durch-
geführt werden, wenn der Ausschuss dies mit einer 
Zweidrittelmehrheit beschließt. Die Teilnehmer einer 
Videokonferenz haben sicherzustellen, dass unbefugte 
Dritte von Inhalten und dem Verlauf der Sitzung 
keine Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung 
ist nur zum Zwecke der Protokollerstellung zulässig.

  (5) Beschlüsse der Ausschüsse können auch außer-
halb von Sitzungen in einem schriftlichen oder elek-
tronischen Verfahren gefasst werden, wenn dies er-
forderlich ist. Hierüber entscheidet der Vorsitzende 
des Ausschusses nach pfl ichtgemäßem Ermessen. Ein 
Beschluss nach Satz  1 kommt nur wirksam zu-
stande, wenn alle Ausschussmitglieder der Be-
schlussfassung im schriftlichen oder elektronischen 
Verfahren zustimmen. Beschlüsse nach Satz  1 wer-
den in die Niederschrift über die nächste Sitzung 
des Ausschusses aufgenommen.

  (6) Die Ausschüsse entscheiden mit Stimmenmehr-
heit, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

  (7) Die Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Bei Sit-
zungen im Wege der elektronischen Kommunikation 
als Videokonferenz gilt als anwesend, wer nach Au-
thentifi zierung an der Sitzung teilnimmt. Bei einer 
Beschlussfassung im schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahren gilt als anwesend, wer an dem Ver-
fahren teilnimmt.

  (8) § 6 Absatz 4 und Absatz 5 sowie § 7 Absatz 3 gel-
ten entsprechend.

  (9) Absatz  3 Satz  2 und die Absätze 4 bis 8 gelten 
nicht für den Prüfungsausschuss Kieferorthopädie 
und den Prüfungsausschuss Oralchirurgie.“

10.  In § 17 Absatz 1 wird die Zahl „4“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt.

11.  Nach § 20 Absatz 4 Satz 1 wird folgender Satz 2 neu 
eingefügt:

  „§ 6 Absatz 4 und Absatz 5 sowie § 7 Absatz 3 gelten 
entsprechend.“

12.  In § 21 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 neu 
eingefügt:

  „(5) §  6 Absatz  4 und Absatz  5 sowie §  7 Absatz  3 
gelten entsprechend.“

13.  § 26 wird wie folgt gefasst:

  „Satzungen sowie amtliche Bekanntmachungen 
werden im Internet auf der Homepage der Zahnärz-
tekammer Nordrhein (www.zahnaerztekammernord-
rhein.de) unter der Rubrik „Amtliche Bekanntma-
chungen“ bekannt gegeben sowie allgemein und 
dauerhaft zugänglich gemacht. Sie treten, soweit 
kein anderer Zeitpunkt festgesetzt ist, am Tag nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. Soweit für Satzun-
gen eine Bekanntgabeverpfl ichtung im Ministerial-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen besteht, be-
stimmt sich deren Inkrafttreten nach dieser Be-
kanntgabe. Auf amtliche Bekanntmachungen und 
Veröffentlichungen wird im Rheinischen Zahnärzte-
blatt oder in Mitgliederrundschreiben in schriftli-
cher oder elektronischer Form hingewiesen.“

Artikel II

Die Änderung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in 
Kraft.

Ausgefertigt.

Düsseldorf, den 28. November 2020
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Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

Genehmigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: G.0922

Im Auftrag

H a m m

Die vorstehende Änderung der Hauptsatzung der Zahn-
ärztekammer Nordrhein wird hiermit zur Veröffentli-
chung im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-West-
falen ausgefertigt.

Düsseldorf, den 11. Dezember 2020

Dr. Ralf  H a u s w e i l e r

Präsident der Zahnärztekammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2020 S. 894

751

Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen aus dem „Programm Rationelle 

Energieverwendung, Regenerative Energien und 
Energiesparen (progres.nrw) – 

Programmbereich Wärme- und Kältenetze“
(progres.nrw – Wärme- und Kältenetze)

Runderlass des 
Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, 

Digitalisierung und Energie 

Vom 9. Dezember 2020

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1

Ziel dieser Richtlinie ist der Neu- und Ausbau von ener-
gieeffizienten Wärme- und Kältenetzen einschließlich 
der zugehörigen Einrichtungen zur Verteilung und zum 
Transport von Wärme und Kälte für die öffentliche Ver-
sorgung. Weiterhin werden solche Maßnahmen unter-
stützt, welche die Energieeffizienz des Netzes erhöhen 
und zum Klimaschutz beitragen. 

1.2

Im Interesse der Zielsetzungen des Förderprogramms 
werden die Fördersätze, die technischen Anforderungen 
sowie die Programmumsetzung regelmäßig überprüft 
und bei Bedarf angepasst. 

1.3

Das Land gewährt Zuwendungen auf der Grundlage die-
ser Richtlinie und nach Maßgabe insbesondere folgender 
Regelungen in der jeweils geltenden Fassung der

a)  §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. 
S. 158) sowie der Runderlass des Ministeriums der Fi-
nanzen „Verwaltungsvorschriften zur Landeshaus-
haltsordnung“ vom 10.Juni 2020 (MBl. NRW. S. 309), 
im Folgenden VV zur LHO genannt,

b)  Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. No-
vember 2006 über die Transparenz der fi nanziellen 
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den 
öffentlichen Unternehmen sowie über die fi nanzielle 
Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen 
(ABl. L 318 vom 17.11.2006, S. 17),

c)  Verordnung (EU) Nr.  651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1), im Folgenden AGVO 
genannt und

d)  Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendungder Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf Deminimis-Beihilfen (ABl. L 
352 vom 24.12.2013, S. 1), im Folgenden De-minimis-
Verordnung genannt. 

1.4
Ein Anspruch des Antragstellenden auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde auf Grund ihres pfl ichtgemäßen Er-
messens im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel.

2
Gegenstand der Förderung
Gefördert werden die in Zusammenhang mit Vorhaben 
nach Nummer  1.1 dieser Richtlinie bestehenden Ausga-
ben. Dazu zählen:
a)  Neubau und Verdichtung von energieeffizienten 

Wärme- und Kältenetzen zur Verteilung von Wärme 
oder Kälte bis zu einem Nenndurchmesser des Medi-
enrohres von 300 Millimeter,

b)  dem Wärme- und Kältenetz zugehörige Anlagen zur 
Auskopplung von Wärme insbesondere aus industriel-
len und gewerblichen Prozessen, aus Grubenwasser, 
aus der Tiefen Geothermie und Abfallverbrennungs-
anlagen, die zu einer Effizienzsteigerung und zur Ver-
besserung des Klimaschutzes führen,

c)  thermische Speicher in Verbindung mit Wärme- und 
-kältenetzen,

d)  Wärme- und Kälteleitungen unabhängig vom Nenn-
durchmesser des Medienrohres zur Querung von Infra-
struktureinrichtungen mit überregionaler Bedeutung,

e)  Umbau vorhandener Wärmedampfnetze auf Heiß- 
und Warmwassernetze,

f)  Verbindung von vorhandenen, bisher unverbundenen 
und getrennt versorgten Wärmenetzen unabhängig 
vom Nenndurchmesser des Medienrohres zur Erhö-
hung der Versorgungssicherheit oder der Energieeffi-
zienz in den Wärmenetzen,

g)  besondere Anlagen, Systeme und Einrichtungen zur 
Verteilung und zum Transport von effizienter Wärme 
und Kälte sowie erforderlicher Mess-, Steuerungs- 
und Regeltechnik (MSR) mit erhöhtem Innovations-
grad oder außerordentlichem Multiplikatoreffekt 
nach fachlicher Prüfung durch das für Energie zu-
ständige Ministerium,

h)  in besonders gelagerten Einzelfällen die unterirdische 
Verlegung von Wärmeleitungen mit einem Nenn-
durchmesser der Medienrohre größer 300 Millimeter 
nach fachlicher Prüfung durch das für Energie zu-
ständige Ministerium,

i)  energieeffiziente Heiß- und Warmwassernetze zur Er-
schließung industrieller Abwärme,

j)  innovative Systemkomponenten in energieeffizienten 
Wärme- und Kältenetzen nach fachlicher Prüfung 
durch das für Energie zuständige Ministerium und

k)  Studien zum Neu- und Ausbau sowie zur Modernisie-
rung von energieeffizienten Wärme- und Kältenetzen 
sowie zur zugehörigen Erhöhung der Energieeffizienz 
und Verbesserung des Klimaschutzes nach fachlicher 
Prüfung durch das für Energie zuständige Ministerium.

3
Zuwendungsempfangende

3.1

Antragsberechtigt sind Unternehmen, die zum Zeitpunkt 
der Auszahlung eine Betriebsstätte oder Niederlassung 
in Nordrhein-Westfalen haben.
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3.2

Zuwendungen nach dieser Richtlinie dürfen gemäß Arti-
kel 1 Absatz  4 Buchstabe b der AGVO nicht an Unter-
nehmen vergeben werden, die einer Rückforderungsan-
ordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kom-
mission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von 
demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachge-
kommen sind.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1

Gefördert werden Ausgaben für Vorhaben, die in Nord-
rhein-Westfalen realisiert werden.

4.2

Es werden nur Vorhaben gefördert, wenn der Zuwen-
dungsempfangende vor Beginn des Vorhabens einen 
schriftlichen Antrag bei der Bewilligungsbehörde gestellt 
hat und mit dem Vorhaben vor Erteilung eines Zuwen-
dungsbescheids noch nicht begonnen wurde beziehungs-
weise wird. Der Antrag muss mindestens die folgenden 
Angaben enthalten: Name und Größe des Unternehmens, 
Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und 
des Abschlusses, Standort des Vorhabens, die Kosten des 
Vorhabens, den beantragten Zuschuss nach dieser Richtli-
nie und die Höhe der für das Vorhaben benötigten öffent-
lichen Finanzierung. Als Beginn des Vorhabens gelten ent-
weder der Beginn der Bauarbeiten für die Investition oder 
die erste rechtsverbindliche Verpfl ichtung zur Bestellung 
von Ausrüstung oder eine andere Verpfl ichtung, die die In-
vestition unumkehrbar macht, wobei der früheste dieser 
Zeitpunkte maßgebend ist. Der Kauf von Grundstücken 
und Vorarbeiten wie die Einholung von Genehmigungen 
und die Erstellung vorläufi ger Durchführbarkeitsstudien 
gelten nicht als Beginn der Arbeiten, es sei denn, sie sind 
alleiniger Zweck der Zuwendung. Bei einer Übernahme 
ist der Beginn des Vorhabens der Zeitpunkt des Erwerbs 
der unmittelbar mit der erworbenen Betriebsstätte ver-
bundenen Vermögenswerte.

4.3

Öffentlich-rechtliche Genehmigungen, wie beispiels-
weise Gestattungen der Kommunen zum Verlegen der 
Leitungen, die zur Durchführung des Vorhabens erfor-
derlich sind, sollen mit Antragstellung eingereicht wer-
den. Diese müssen der Bewilligungsbehörde vor Erlass 
des Zuwendungsbescheides vorliegen.

4.4

Zuwendungsfähig sind nur Ausgaben nach Nummer  2 
dieser Richtlinie für Investitionen, die im Rahmen der 
Zweckbindungsfrist im Eigentum des Antragstellenden 
beziehungsweise Zuwendungsempfangenden verbleiben.

4.5

Bei den vorgesehenen Ausgaben darf es sich nicht um 
Ausgaben für Planungen handeln. Zudem darf es sich 
bei den Ausgaben nicht um Maßnahmen handeln, die ei-
ner Reparatur, Ersatzteilbeschaffung oder einer gesetz-
lich vorgeschriebenen oder behördlich angeordneten 
Maßnahme dienen.

4.6

Von der Förderung ausgeschlossen sind Unternehmen be-
ziehungsweise Sektoren in den Fällen des Artikel 1 Ab-
satz 2 bis 5 der AGVO. Insbesondere dürfen Zuwendungen 
nicht an Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 18 der AGVO vergeben werden.

5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1

Zuwendungsart: Die Förderung erfolgt als Projektförde-
rung. Gewährt werden nicht rückzahlbare Zuschüsse 

nach Maßgabe der in Nummer  1 genannten Rechts-
grundlagen und den im Bewilligungsbescheid geregelten 
Aufl agen und Bedingungen, § 35 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweiligen Fassung, bei Vorlie-
gen der Antragsberechtigung nach Nummer 3.

5.2

Finanzierungsart: Die Zuwendung wird in Form der An-
teils- oder Festbetragsfi nanzierung gewährt.

5.3

Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind mit anderen 
staatlichen Zuwendungen nicht kumulierbar. Dies be-
trifft nicht die Zuschläge nach dem Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBl.  I S.  2498), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 8. August 
2020 (BGBl.  I S.  1818) geändert worden ist und unter 
Einhaltung des europäischen Beihilferechtes ausge-
reichte Kredite der NRW.Bank, soweit sichergestellt ist, 
dass die Förderung insgesamt nicht die Summe der zu-
wendungsfähigen Ausgaben übersteigt.

5.4

Die Zuwendung wird auf Grundlage der De-minimis-
Verordnung gewährt. In diesen Fällen ergibt sich die För-
derhöhe nach der Nummer  5.4 Buchstaben a bis c und 
der Nummer  5.4 Buchstabe e. Im Falle der Gewährung 
von De-minimis-Beihilfen ist die Zuwendung auf einen 
Betrag von 200 000 Euro in einem Zeitraum von drei 
Steuerjahren begrenzt und setzt voraus, dass die formel-
len Voraussetzungen der VO 1407/2013 eingehalten wer-
den. Die De-Minimis-Förderung wird erst gewährt, 
nachdem der Zuwendungsempfangende eine Erklärung 
in schriftlicher oder elektronischer Form abgegeben hat, 
in der dieser alle anderen ihm in den beiden vorangegan-
genen Steuerjahren sowie im laufenden Steuerjahr ge-
währten De-minimis-Beihilfen angibt, für die die De-
minimis-Verordnung gilt. 

In allen anderen Fällen wird die Zuwendung auf der Ba-
sis der AGVO mit einer Förderhöhe nach Nummer 5.5 ge-
währt. Für die Berechnung der Beihilfeintensität und der 
beihilfefähigen Kosten werden die Beträge vor Abzug 
von Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen. Die 
beihilfefähigen Kosten sind durch schriftliche Unterla-
gen zu belegen, die klar, spezifi sch und aktuell sein müs-
sen. 

Es werden gewährt:

a)  Für Vorhaben nach der Nummer 2 Buchstaben a und i 
entsprechend der in der im Anhang enthaltenen Ta-
belle ausgewiesenen Festbeträge,

b)  für Vorhaben nach der Nummer 2 Buchstaben b bis e 
20 Prozent der förderfähigen Ausgaben.

c)  für Vorhaben nach der Nummer 2 Buchstaben f bis h 
bis zu 65 Prozent der förderfähigen Ausgaben.

d)  für Vorhaben nach der Nummer 2 Buchstabe j ist eine 
Förderung auf der Grundlage der De-minimis-Verord-
nung ausgeschlossen und

e)  für Vorhaben nach der Nummer 2 Buchstabe k bis zu 
70 Prozent der förderfähigen Ausgaben. 

5.5

Wenn die in der De-minimis-Verordnung genannten 
Grenzen überschritten werden, werden die beihilfefähi-
gen Kosten sowie Beihilfeintensitäten anhand der Frei-
stellungstatbestände der AGVO ermittelt:

Investitionsbeihilfen für die Installation energieeffizien-
ter Fernwärme- und Fernkältesysteme nach der Num-
mer 2 Buchstaben a bis i werden nach Artikel 46 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 651/2014 gewährt. Der nach Artikel 46 
Absatz 6 AGVO zulässige Beihilfebetrag ist auf eine Bei-
hilfeintensität von maximal 65 Prozent beschränkt. Die 
Beihilfeintensität für Erzeugungsanlagen nach der Num-
mer  2 Buchstabe j darf 45 Prozent der beihilfefähigen 
Kosten nicht überschreiten. Bei Beihilfen für kleine Un-
ternehmen kann die Intensität um 20 Prozentpunkte, bei 
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Beihilfen für mittlere Unternehmen um 10 Prozent-
punkte erhöht werden. Beihilfefähige Kosten für Erzeu-
gungsanlagen sind die im Vergleich zu einer konventio-
nellen Erzeugungsanlage zusätzlich erforderlichen Kos-
ten für den Bau, die Erweiterung und die 
Modernisierung von einer oder mehreren Erzeugungsein-
heiten, damit diese als energieeffizientes Fernwärme- 
und Fernkältesystem betrieben werden können. Die In-
vestition ist Bestandteil des energieeffizienten Fern-
wärme- und Fernkältesystems. Die beihilfefähigen 
Kosten für das Verteilnetz sind die Investitionskosten. 
Der Beihilfebetrag darf nicht höher sein als die Diffe-
renz zwischen den beihilfefähigen Kosten und dem Be-
triebsgewinn. Der Betriebsgewinn wird vorab oder über 
einen Rückforderungsmechanismus von den beihilfefähi-
gen Ausgaben abgezogen. 

Beihilfen für Studien nach der Nummer 2 Buchstabe k, 
die sich auf Investitionen in energieeffiziente Fern-
wärme- und Fernkältesysteme beziehen, können nach 
Artikel 49 AGVO gewährt werden. Die Förderquote be-
trägt 50 Prozent der Kosten der Studie. Bei mittleren 
Unternehmen kann sie bis zu 60 Prozent und bei kleinen 
Unternehmen bis zu 70 Prozent betragen.

5.6

Eine Förderung auf Grundlage der AGVO ist auf Beträge 
begrenzt, die in Bezug auf die einschlägige Beihilfekate-
gorie die Anmeldeschwellen des Art. 4 AGVO nicht über-
schreiten.

5.7

Die Kumulierungsvorgaben des EU-Beihilferechts sind 
einzuhalten. Bei der Gewährung von Zuwendungen auf 
der Grundlage der De-minimis-Verordnung sind die Ku-
mulierungsregeln des Artikel 5 der De-minimis-Verord-
nung einzuhalten. Bei der Gewährung von Beihilfen auf 
der Grundlage der AGVO sind die Kumulierungsregeln 
in Artikel 8 AGVO zu beachten.

6
Defi nitionen

6.1

Wärme- und Kältenetze sind Einrichtungen zur leitungs-
gebundenen Versorgung mit Wärme beziehungsweise 
Kälte, die eine horizontale Ausdehnung über die Grund-
stücksgrenze des Standorts der einspeisenden Erzeu-
gungsanlage hinaus haben. An das Netz müssen Abneh-
mer angeschlossen sein, die nicht gleichzeitig Eigentü-
merin oder Eigentümer oder Betreiberin oder Betreiber 
der in das Netz einspeisenden Erzeugungsanlage sind. 
Das Grundstück ist im Sinne der Grundbuchordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 
(BGBl. I S. 1114), die zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 16. Oktober 2020 (BGBl.  I S.  2187) geändert 
worden ist, zu defi nieren. Maßgeblich ist das einzelne 
Flurstück. 

6.2

Abwärme ist die nicht genutzte Wärme aus industriellen 
und gewerblichen Produktionsanlagen oder Prozessen.

6.3

Wärmenetzbetreiber sind diejenigen, die Wärme bezie-
hungsweise Kälte über das jeweilige Netz verteilen und 
für dessen Betrieb, Wartung und Ausbau verantwortlich 
sind. Der Betreiber muss nicht der Eigentümer des Net-
zes sein.

6.4

Der Neubau von Wärme- und Kältenetzen ist die erstma-
lige Errichtung eines Netzes einschließlich aller Kompo-
nenten, die zur Übertragung von Wärme beziehungs-
weise Kälte von der Grundstücksgrenze der einspeisen-
den Erzeugungsanlage, mit Ausnahme bei der Nutzung 
industrieller Abwärme ab der einspeisenden Anlage, wie 
beispielsweise dem Wärmetauscher, bis zum Verbrau-
cherabgang, der Verbindung des Verteilungsnetzes mit 
der Übergabestelle, erforderlich sind, in einem Gebiet, in 

dem zuvor keine Versorgung mit Wärme oder Kälte durch 
entsprechende Netze erfolgte. 

6.5

Verdichtung von Wärme- und Kältenetzen ist die Erwei-
terung eines bestehenden Netzes zum Anschluss bisher 
nicht durch Wärme- beziehungsweise Kältenetze ver-
sorgter Abnehmender durch die Errichtung neuer 
Wärme- oder Kältenetzbestandteile mit allen Kompo-
nenten, die zur Übertragung von Wärme beziehungs-
weise Kälte vom bestehenden Netz bis zum Verbraucher-
abgang, der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der 
Übergabestelle, erforderlich sind. Der Verdichtung 
gleichgestellt sind Netzverstärkungsmaßnahmen, die zu 
einer Erhöhung der transportierbaren Wärme- bezie-
hungsweise Kältemenge von mindestens 30 Prozent im 
betreffenden Trassenabschnitt führen, sowie der Zusam-
menschluss bestehender Netze.

6.6

Energieeffiziente Wärme- und Kältenetze beziehungs-
weise Wärme- und Kälteanlagen im Sinne dieser Richtli-
nie müssen den Kriterien der Richtlinie 2012/27/ des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der 
Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG“ (ABl. L 315 
vom 14.11.2012, S.  1), die zuletzt durch Richtlinie 
2018/2002/EU (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 210) geän-
dert worden ist, entsprechen, wobei diese Kriterien 
wahlweise vor Beginn der geförderten Investition er-
reicht sind oder durch die Realisierung dieser Investition 
erreicht werden.

6.7

Infrastruktureinrichtungen mit überregionaler Bedeu-
tung sind solche Einrichtungen, die nicht nur für den lo-
kalen Bereich Aufgaben übernehmen, sondern über die 
lokalen Grenzen hinausgehende Bedeutung haben.

6.8

Zu innovativen Systemkomponenten in Wärme- und Käl-
tenetzen zählen Großwärmepumpen, die Wärme und 
Kälte unter Einbeziehung von erneuerbaren Energien 
bereitstellen.

6.9

Der Betriebsgewinn aus der Investition ist die Differenz 
zwischen den abgezinsten Einnahmen und den abgezins-
ten Betriebskosten im Laufe der wirtschaftlichen Le-
bensdauer der Investition, wenn die Differenz positiv ist. 
Betriebskosten im Sinne dieser Richtlinie sind unter an-
derem Personal-, Material-, Fremdleistungs-, Kommuni-
kations-, Energie-, Wartungs-, Miet- und Verwaltungs-
ausgaben. Dazu zählen jedoch weder Abschreibungs- 
noch Finanzierungskosten, wenn diese durch die 
Investitionsbeihilfe gedeckt werden.

6.10

Die Einordnung als kleines oder mittleres Unternehmen 
erfolgt entsprechend den Defi nitionen in Anhang I der 
AGVO.

7
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

7.1

Eine Förderung erfolgt nur, wenn die Anlagen keine be-
reits bestehende Wärmeversorgung aus Anlagen der 
Kraftwärmekopplung, mit Ausnahme von Anlagen der 
Kraftwärmekopplung auf Kohle- oder Mineralölbasis, 
verdrängen.

7.2

Sämtliche mit dem Antrag oder im weiteren Verfahren 
eingereichten Unterlagen stehen der Bewilligungsbe-
hörde insbesondere auch für Veröffentlichungszwecke so-
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wie zur Auswertung durch das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz zur Verfügung.

7.3

Mit der Antragstellung ist das Einverständnis zu erklä-
ren, dass alle im Zusammenhang mit der Förderung be-
kannt gewordenen Daten auf Datenträger gespeichert 
werden. Darüber hinaus dürfen sie für Zwecke der Sta-
tistik und der Erfolgskontrolle für die Wirksamkeit des 
Förderprogramms ausgewertet werden. Die Erklärung 
beinhaltet ferner das Einverständnis mit der Veröffentli-
chung der Auswertungsergebnisse und deren Weiterlei-
tung an den Landtag und an Einrichtungen des Landes, 
des Bundes und der Europäischen Union.

7.4

Der Zuwendungsbescheid kann widerrufen werden, 
wenn mit der Durchführung des Vorhabens nicht inner-
halb von sechs Monaten ab Bekanntgabe des Bescheides 
in wesentlichen Teilen begonnen worden ist. Wesentlich 
ist eine rechtsverbindliche, projektbezogene Auftragsver-
gabe über mindestens 20 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Gesamtausgaben.

7.5

Für Zuwendungen aus dieser Richtlinie gilt eine Baga-
tellgrenze von 100 000 Euro.

7.6

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c AGVO müssen die 
in Anhang III der AGVO genannten Informationen über 
jede Einzelbeihilfe von über 500 000 Euro auf der Beihil-
fetransparenzwebsite der EU-Kommission veröffentlicht 
werden.

8
Verfahren

8.1

Der Antrag auf Gewährung einer Zuwendung ist schrift-
lich unter Verwendung der entsprechenden Formvordru-
cke bei der Bezirksregierung Arnsberg zu stellen. Die 
Antragsvordrucke sind dort oder unter www.bra.nrw.de 
erhältlich.

8.2

Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Arnsberg. 
Die Bezirksregierung Arnsberg ist auch zuständige 
Stelle für das Anforderungs-, Auszahlungs-, das Verwen-
dungsnachweis- und das Aufhebungsverfahren

8.3

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung 
der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvor-
schriften zu §  44 Landeshaushaltsordnung. Die Aufbe-
wahrungsdauer für die zugehörigen Unterlagen wird im 
Zuwendungsbescheid festgelegt. Soweit die Zuwendung 
aus EU-Mitteln erfolgt, gelten die besonderen Bestim-
mungen, die sich für Nordrhein-Westfalen aus dem Ope-
rationellen Programm für den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung ergeben. 

9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

9.1

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft und mit Ablauf der Geltungszeit der De-mini-
mis-Verordnung oder der AGVO, zuzüglich einer Anpas-
sungszeit von sechs Monaten, und damit mit Ablauf des 
30. Juni 2024 außer Kraft.

9.2.

Gleichzeitig mit Inkrafttreten dieses Runderlasses tritt 
der Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
„Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen aus 
dem Programm Rationelle Energieverwendung, Regene-
rative Energien und Energiesparen (progres.nrw) – Pro-
grammbereich Wärme- und Kältenetze“ vom 7. Novem-
ber 2014 (MBl. NRW. S. 798), der zuletzt durch Runder-
lass vom 16. Juni 2016 (MBl. NRW. S.  450) geändert 
worden ist, außer Kraft.
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Anlage 1 
 
progres.nrw – Wärme- und Kältenetze 
 
Festbeträge gemäß Nummer 5.4 Buchstabe a 
 

Nenndurchmesser 
des Medienrohres 

Festbetrag je Trassenmeter 
[€/m] 

DN 25 50  
DN 32 50 
DN 40 50 
DN 50 50 
DN 65 75 
DN 80 75 
DN 100 100 
DN 125 100 
DN 150 100 
DN 175 150 
DN 200 150 
DN 250 150 
DN 300 200 

 

– MBl. NRW. 2020 S. 896
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III.

Ministeriums des Innern und für Kommunales des 
Landes Brandenburg

Bekanntmachung
über die Unanfechtbarkeit des Verbots des Vereins 
„Hells Angels MC Oder City“ und Gläubigeraufruf

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

des Landes Brandenburg

Vom 9. Dezember 2020

Das Verbot des Ministeriums des Innern vom 30. Mai 
2013 gegen den Verein „Hells Angels MC Oder City“ und 
seine Teilorganisation „Oder City Kurmark“ wurde am 
3.  Juni 2013 im Bundesanzeiger (BAnz AT 3.7.2013 B2) 
bekannt gemacht.

Gegen die Verbotsverfügung wurde am 17. Juni 2013 
Klage vor dem Oberverwaltungsgericht Berlin Branden-
burg eingelegt. Mit Urteil vom 29. September 2020 – Az. 
1 A 3.13 wurde die Verbotsverfügung des brandenburgi-
schen Ministeriums des Innern vom 30. Mai 2013 inso-
weit aufgehoben, als sie die Teilorganisation „Oder City 
Kurmark“ betrifft, das Verbot des Vereins „Hells Angels 
MC Oder City“ wurde durch das Gericht bestätigt.

Die gegen das Verbot gerichtete Klage wurde, soweit der 
Verein „Hells Angels MC Oder City“ betroffen ist, vom 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg durch Ur-
teil vom 29. September 2020. Az. 1 A 3.13 abgewiesen 
und die Revision gegen das Urteil nicht zugelassen. Be-
schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision wurde 
nicht eingelegt. 

Die Verbotsverfügung im Hinblick auf den Verein „Hells 
Angels MC Oder City“ ist mit Ablauf des 18. November 
2020 unanfechtbar geworden.

Der nunmehr durch vorgenanntes Urteil rechtskräftig 
gewordene verfügende Teil des Verbots, wird gemäß §  7 
Absatz 1 des Vereinsgesetzes nachfolgend bekannt gege-
ben:

Verfügung

1.  Der Zweck und die Tätigkeit des Vereins „Hells An-
gels MC Oder City“ (im Folgenden: „HAMC Oder 
City“) laufen den Strafgesetzen zuwider.

2.  Der Verein „HAMC Oder City“ ist verboten. Er wird 
aufgelöst.

3.  Dem Verein „HAMC Oder City“ ist jede Tätigkeit un-
tersagt. Es ist verboten, Ersatzorganisationen zu bil-
den oder bestehende Organisationen als Ersatzorgani-
sationen fortzuführen. Seine Kennzeichen dürfen we-
der verbreitet noch öffentlich oder in einer 
Versammlung verwendet werden.

4.  Das Vermögen des Vereins „HAMC Oder City“ wird 
beschlagnahmt und eingezogen.

5.  Forderungen Dritter gegen den „HAMC Oder City“ 
werden beschlagnahmt und eingezogen, soweit sie aus 
Beziehungen entstanden sind, die sich nach Art, Um-
fang oder Zweck als eine vorsätzliche Förderung der 
strafrechtswidrigen Zwecke und Tätigkeiten des 
„HAMC Oder City“ darstellen oder soweit sie begrün-
det wurden, um Vermögenswerte des „HAMC Oder 
City“ dem behördlichen Zugriff zu entziehen oder den 
Wert des Vermögens des Vereins zu mindern. Hat der 
Gläubiger eine solche Forderung durch Abtretung er-
worben, wird sie eingezogen, soweit der Gläubiger die 
Eigenschaft der Forderung als Kollaborationsforde-
rung oder als Umgehungsforderung im Zeitpunkt ih-
res Erwerbs kannte.

6.  Sachen Dritter werden beschlagnahmt und eingezo-
gen, soweit der Berechtigte durch Überlassung der 
Sachen an den Verein „HAMC Oder City“ dessen 
strafrechtswidrige Zwecke und Tätigkeiten vorsätz-
lich gefördert hat oder die Sachen zur Förderung die-
ser Zwecke und Tätigkeiten bestimmt sind.

7.  Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird ange-
ordnet; dies gilt nicht für die in den Nrn. 4, 5 und 6 
genannten Einziehungen.

Gläubigeraufruf

Die Gläubiger des verbotenen Vereins „Hells Angels MC 
Oder City“ werden nach §  15 Absatz  1 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des öffent-
lichen Vereinsrechts aufgefordert, 

–  ihre Forderungen bis zum 10. Februar 2021 schriftlich 
unter Angabe des Betrages und des Grundes bei dem 
Ministerium des Innern und für Kommunales, Referat 
44, Henning-von-Tresckow-Straße 9-13, 14467 Pots-
dam anzumelden,

–  ein im Falle der Insolvenz beanspruchtes Vorrecht an-
zugeben, soweit diese Voraussetzung für eine vorzei-
tige Befriedigung nach § 16 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des öf-
fentlichen Vereinsrechts ist,

–  nach Möglichkeit urkundliche Beweisstücke oder Ab-
schriften hiervon beizufügen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die bis 
zum 10. Februar 2021 nicht angemeldet werden, nach 
§ 13 Absatz 1 Satz 3 des Vereinsgesetzes erlöschen.

Brandenburg, den 9. Dezember 2020

Az.: 44-891-21-HAOC (HAMC Oder City)

Ministerium des Innern und für Kommunales 
des Landes Brandenburg

Im Auftrag

Dr.  T r i m b a c h

– MBl. NRW. 2020 S. 901
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